
vertrenen Organe sowie gemein­
same Beratungen mit den Beiräten 
der Kreise und die Organisierung 
bezirklicher Erfahrungsaustausche 
bestimmter Gruppen von Schieds­
kommissionen (z. B. Schiedskommis­

sionen aus den LPGs) oder zu be­
stimmten Rechtsgebieten festlegen.

SIEGFRIED STRANOVSKY, Direktor 
des Bezirksgerichts Neubrandenburg 
GEORG WILLE, Direktor 
des Kreisgerichts Waren

Nochmals: Zur Selbstentscheidung im Kassationsverfahren
Nach § 322 StPO soll das Kassations­
gericht immer dann selbst entschei­
den, wenn infolge einer bindenden 
Weisung (§ 324 StPO) kein Raum 
für eine andere Entscheidung der 
Instanzgerichte gegeben ist./*/ Ausge­
hend von dieser These wirft P a u l i  
(NJ 1972 S. 174) die Frage auf, ob 
im Kassationsverfahren ein Strafbe­
fehl, gegen den kein Einspruch ein­
gelegt wurde, aufgehoben und auf 
Freispruch erkannt werden kann, 
wenn dafür die Voraussetzungen ge­
geben sind.
Ein Strafbefehl, gegen den nicht 
rechtzeitig Einspruch erhoben wurde, 
erlangt die Wirkung eines rechts­
kräftigen Urteils (§ 273 Abs. 1 StPO). 
Daraus ergibt sich, daß ein solcher 
Strafbefehl wie ein rechtskräftiges 
Urteil im Kassationsverfahren auf­
gehoben werden kann. Aus dieser 
Feststellung zieht Pauli den fehler­
haften Schluß, daß damit das Straf­
befehlsverfahren mit seinen Ent­
scheidungsmöglichkeiten seitens des 
Gerichts nachträglich einem gericht­
lichen Hauptverfahren gleichgestellt 
wird. Das ist nicht der Fall. 
Der Strafbefehl wird nur in seiner 
Wirkung, so z. B. hinsichtlich der 
Verwirklichung der ausgesprochenen 
Strafe, einem Urteil gleichgestellt. 
Im Strafbefehlsverfahren kann das 
Gericht nur entweder den beantrag­
ten Strafbefehl erlassen oder die 
Sache an den Staatsanwalt zurück­
geben, wenn es Bedenken hat, durch 
Strafbefehl zu entscheiden, oder 
wenn es eine andere als die bean­
tragte Strafe oder die Übergabe an 
ein gesellschaftliches Gericht für an­
gemessen hält.
Ist das Gericht nach Prüfung des 
Strafbefehlsantrags der Überzeu­
gung. daß die dem Beschuldigten 
angelastete Handlung keine Straftat 
ist oder der Beschuldigte nicht die 
Straftat begangen hat, so kann es 
ebenfalls nur die Sache an den 
Staatsanwalt zurückgeben. Es hat 
also keine Möglichkeit, das Verfah­
ren etwa durch einen Freispruch zu 
beenden.
Das Kassationsgericht darf unter 
Beachtung der Einschränkungen ge­
mäß § 322 StPO bei einer Selbstent­
scheidung ebenfalls nur solche Ent­
scheidungen treffen, die auch das Ge­
richt erster Instanz in der konkre­
ten Verfahrensart treffen durfte. 
Nach Aufhebung des Strafbefehls im 
Kassationsverfahren tritt wieder 
derselbe Rechtszustand ein, der beim 
Kreisgericht nach Eingang des Straf­
befehlsantrags, aber vor Erlaß des 
Strafbefehls vorlag. Folglich können
/»/ Vgl. Hartmann/Pompoes, „Die Selbst­
entscheidung im Kassationsverfahren“, 
NJ 1971 S. 552 ff.; OG, Urteil des Präsi­
diums vom 3. Juli 1969 — I Pr — 15 — 4/69 — 
(OGSt Bd. 10 S. 62; NJ 1969 S. 473).

auch nur die Entscheidungen getrof­
fen werden, die das Gericht erster 
Instanz in dieser Lage des Verfah­
rens hätte treffen können. Da der 
Erlaß des beantragten Strafbefehls 
im Kassationsverfahren nicht mög­
lich ist, bleibt also nur, die Sache an 
den Staatsanwalt zurückzugeben. Für 
eine andere Entscheidung ist kein 
Raum. Im Ergebnis ist daher dem

von Pauli kritisierten Urteil des Be­
zirksgerichts Suhl zuzustimmen. Es 
ist lediglich zu überlegen, ob das 
Kassationsgericht nicht gleich auch 
die Entscheidung zu treffen hatte, zu 
der durch die Kassationsentschei­
dung dem Gericht erster Instanz 
eine verbindliche Weisung erteilt 
wurde. Neben der Aufhebung des 
Strafbefehls durch das Kassationsge­
richt hätte also die Rückgabe der 
Sache an den Staatsanwalt im Urteil 
beschlossen werden müssen. Meines 
Erachtens ist eine solche Entschei­
dung zulässig. Damit würde der For­
derung Rechnung getragen, das Ver­
fahren nicht unnötig zu verlängern.

Dr. HERBERT POMPOES, Richter
am Obersten Gericht

Zu den Folgen gerichtlicher Entscheidungen 
über die Rechte an der Ehewohnung
In den Urteilen des Stadtgerichts 
von Groß-Berlin vom 23. April 1971 
- Kass. C 6/71 - (NJ 1971 S. 371) 
und des Bezirksgerichts Potsdam 
vom 27. Januar 1971 — 1 BCB 55/70 — 
(NJ 1971 S. 626) wird in Überein­
stimmung mit dem FGB-Kommen- 
tar (Berlin 1970, Anm. 2.5. zu § 34 
[S. 164]) zu den Folgen gerichtlicher 
Entscheidungen über die Rechte an 
der Ehewohnung Stellung genom­
men. Im Leitsatz des Urteils des 
Stadtgerichts heißt es: „Die Ent­
scheidung des Gerichts über die 
Rechte an der Ehewohnung bewirkt, 
daß der Nichtberechtigte mit der 
Rechtskraft der Entscheidung aus 
dem Mietvertrag ausscheidet. Er 
kann daher vom Vermieter selbst 
dann nicht für Mietzins in Anspruch 
genommen werden, wenn er noch in 
der früheren Ehewohnung wohnt.“ 
Und im Leitsatz des Urteils des Be­
zirksgerichts Potsdam wird ausge­
führt, daß zwischen geschiedenen 
Eheleuten ggf. „ein der Untermiete 
ähnliches zeitweiliges Nutzungsver­
hältnis“ entsteht. Es ergibt sich die 
Frage, ob die durch den FGB-Kom- 
mentar insoweit gegebene Orientie­
rung die Folgen gerichtlicher Ent­
scheidungen über die Rechte an der 
Ehewohnung ausreichend berück­
sichtigt.
§ 34 FGB regelt einen speziellen 
Fall der Aufhebung eines Mietver­
hältnisses und der dazu erforder­
lichen Räumung und Herausgabe 
von Wohnraum. Die Regelung über­
trägt den Gerichten weitgehende 
Befugnisse zur Rechtsgestaltung. Die 
Eigenart derartiger Mietverhältnisse 
besteht darin, daß nicht nur die 
Beziehungen zwischen Vermieter und 
Mieter, sondern auch die zwischen 
den bisherigen Mietern gestaltet 
werden. Gerade die letztgenannten 
Beziehungen sind es, die die Situa­
tion besonders charakterisieren, denn 
das Anliegen der Rechtsgestaltung 
besteht vor allem darin, möglichst 
alle Beziehungen zwischen den Ehe­
gatten zu lösen. Hiervon hat sich 
auch das Gericht leiten zu lassen. 
Schwierigkeiten und Probleme für 
die Rechtsgestaltung durch das Ge­

richt und mehr noch für die Beur­
teilung der nach Erlaß der Ent­
scheidung gegebenen Sachlage erge­
ben sich daraus, daß die geschiede­
nen Ehegatten häufig wegen feh­
lenden Ersatzwohnraums die bishe­
rige Ehewohnung noch für längere 
Zeit gemeinsam nutzen müssen. 
Hierfür die richtigen Lösungen zu 
finden erfordert, die gegebenen Ver­
hältnisse in ihrer Mehrschichtigkeit 
zu analysieren. Im Vordergrund ste­
hen dabei die Beziehungen der bis­
herigen Ehegatten zueinander.
In §34 Abs. 1 FGB heißt es: „Kön­
nen sich die Ehegatten nicht einigen, 
wer von ihnen die Ehewohnung 
künftig bewohnen soll, entscheidet 
... das Gericht auf Antrag darüber, 
welcher Ehegatte die Ehewohnung 
zu räumen hat, und regelt die 
Rechtsverhältnisse.“ Eine Anleitung 
dafür, _ w i e  die Rechtsverhältnisse 
zu regeln sind, gibt das Gesetz nicht. 
Aus der Sache ergibt sich jedoch zu­
mindest folgendes:
1. Das Mietverhältnis zwischen einem 
Ehegatten und dem Vermieter wird 
aufgehoben;
2. der eine Ehegatte wird dem ande­
ren gegenüber verpflichtet, die Woh­
nung zu räumen;
3. ein Ehegatte wird gegenüber dem 
Vermieter als alleiniger Mieter ein­
gesetzt.
Darüber hinaus möglich, aber keines­
wegs unabdingbar, wären Gestaltun­
gen z. B. folgender Art:
4. Die Begründung eines befristeten 
Untermiet Verhältnisses zwischen dem 
Räumungspflichtigen und dem ande­
ren Ehegatten;
5. die einstweilige umfassende Rege­
lung der Nutzungsverhältnisse an der 
bisherigen Ehewohnung zwischen 
den geschiedenen Ehegatten, ohne 
ein zeitweiliges Untermietverhältnis 
zu begründen (Verteilung der ein­
zelnen Wohnräume zwischen den 
Ehegatten);
6. die einstweilige Regelung speziel­
ler Probleme, wie z. B. Mitbenutzung 
der Küche u. ä.
Aus dem FGB-Kommentar und den 
eingangs erwähnten Entscheidungen 
ergibt sich die Frage, ob auch dann.
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